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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anrechnung des als Soldat auf Zeit abgeleisteten 
Grundwehrdienstes von Beamten auf die Laufbahn 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache VI/430 - 


Die Kleine Anfrage der Fraktionen der FDP und SPD - Druck- 
sache VI/430 - beantworte ich namens der Bundesregierung wie 
folgt: 


1. Ist nach Ansicht der Bundesregierung bei der Frage der An- 
rechnung cjes von früheren Soldaten auf Zeit, die jetzt Beamte 
sind, geleisteten Grundwehrdienstes eine unterschiedliche Be- 
handlung derjenigen, die sich früher als Soldaten zwei bis drei 
Jahre verpflichtet hatten, gegenüber denjenigen, die sich auf 
vier bis fünfzehn Jahre verpflichtet hatten, gerechtfertigt? 

Die Unterscheidung zwischen Soldaten auf Zeit mit Verpflich- 
tungszeiten von zwei und drei Jahren und solchen mit länge- 
ren Verpflichtungszeiten bei der Berücksichtigung des auf den 
Grundwehrdienst anrechenbaren Wehrdienstes in einem Be- 
amtenverhältnis hält die Bundesregierung für gerechtfertigt. 


2, Welche Gründe könnten nach Ansicht der Bundesregierung eine 
unterschiedliche Behandlung rechtfertigen? 

Die unterschiedliche Behandlung wird dadurch gerechtfertigt, 
daß Soldaten mit Verpflichtungszeiten bis zu drei Jahren ein 
Dienstverhältnis als Soldat auf Zeit in der Regel nur wegen 
der infolge der Verpflichtung zur Ableistung des Grundwehr- 
dienstes ohnehin eintretenden Unterbrechung ihres beruflichen 
Werdegangs eingehen; ausschlaggebend für das Eingehen des 
Dienstverhältnisses ist also die bestehende Wehrpflicht. Diese 
Soldaten bleiben wie der Wehrpflichtige regelmäßig in enger 
Verbindung zu dem vor der Einberufung ausgeübten Beruf, in 


Druck: Buchdrucker ei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drudcsadhe VI/499 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


den sie nadi Beendigung des Wehrdienstes zurückkehren. 
Wegen der insoweit vergleichbaren Interessenlage sollen ihnen 
auch die für Wehrpflichtige im Arbeitsplatzschutzgesetz (§§ 12, 
13) vorgesehenen Vergünstigungen eingeräumt werden. Diese 
Gesichtspunkte gelten für Soldaten auf Zeit mit längeren Ver- 
pflichtungszeiten nicht; denn das Bestehen der Wehrpflicht ist 
bei diesen Soldaten nicht der ausschlaggebende Beweggrund 
für den vorübergehenden Wechsel in den Beruf eines Zeit- 
soldaten. Die Verbindung zum Zivilberuf wird deshalb auch in 
der Regel gelöst. Nach Beendigung des Dienstverhältnisses 
streben diese Soldaten einen Berufswechsel oder einen beruf- 
lichen Aufstieg an. Um die Wiedereingliederung in den Zivil- 
beruf sicherzustellen, setzt bei diesem Personenkreis die Voll- 
versorgung ein; sie erhalten in einem auf die Dauer der Dienst- 
zeit abgestellten Umfange neben berufsfördernden Maßnahmen 
Übergangsgebührnisse und eine Übergangsbeihilfe. 

Im übrigen folgt die Bundesregierung bei der Unterscheidung 
zwischen Soldaten auf Zeit mit kurzfristigen und mit längeren 
Verpflichtungszeiten der bisherigen Praxis; im Kriegsopfer- 
recht, im Beamtenrecht, bei der Versorgung der Berufssoldaten 
und im Besoldungsrecht wird bei der Weitergewährung von 
Waisenrente, Waisengeld und Kinderzuschlag die Berücksichti- 
gung des Grundwehrdienstes als Verzögerungszeit außer bei 
Wehrpflichtigen nur bei Soldaten auf Zeit mit Verpflichtungs- 
zeiten bis zu drei Jahren zugelassen (§ 45 Abs. 3 BVG, § 164 
Abs. 2 BBG, § 18 Abs. 4 BBesG und § 59 Abs. 2 SVG). 

3. Wie würden im Fall einer vollen Anrechnung des abgeleisteten 
Grundwehrdienstes bei allen Beamten, die vorher Soldaten auf 
Zeit waren, die Auswirkungen auf entsprechende Landes- und 
Kommunalbeamte sein? 

Eine gesetzliche Regelung über die Anrechnung des auf den 
Grundwehrdienst anrechenbaren Wehrdienstes würde auch für 
die ehemaligen Soldaten auf Zeit gelten müssen, die bei Län- 
dern und Gemeinden als Beamte eingestellt werden. Andere 
Auswirkungen als im Bereich des Bundes können sich nicht 
ergeben, 

4. Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen Bundestag einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, durch den erreicht wird, daß abge- 
leisteter Grundwehrdienst nicht nur bei ehemaligen Wehr- 
pflichtigen, sondern auch bei ehemaligen Soldaten auf Zeit, die 
Beamte geworden sind, voll auf die Probezeit und die Mindest- 
zeiten für die Beförderung angerechnet wird? 

Die Bundesregierung hält es aus den in der Antwort zu Frage 2 
dargelegten Gründen für gerechtfertigt, die im Arbeitsplatz- 
sciiutzgesetz getroffene Regelung nur für Soldaten auf Zeit mit 
Verpflichtungszeiten bis zu drei Jahren zu übernehmen. Der 
Vorschlag einer entsprechenden gesetzlichen Regelung wird mit 
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dem Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Sol- 
datenversorgungsgesetzes in Kürze gemacht werden. Die Bun- 
desregierung ist weiterhin der Auffassung, daß die Berücksichti- 
gung entsprechend der Regelung im Arbeitsplatzschutzgesetz 
auf die Anstellung (Erste Verleihung eines Amtes) beschränkt 
bleiben sollte; denn die sich hierdurch ergebenden Auswirkun- 
gen auf Beförderungen gleichen die durch den Dienst als Soldat 
entstandenen beruflichen Nachteile angemessen aus. Eine An- 
rechnung auf die Probezeit dagegen erscheint zur Erreichung 
des angestrebten Ausgleichs der Verzögerung weder erforder- 
lich noch zweckmäßig, da ohne angemessene Bewährung dem 
Dienstherrn nicht zugemutet werden kann, den Beamten in ein 
lebenslanges Dienstverhältnis zu übernehmen. 


Berkhan 
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